
k u r i e r . a tPOLITIK Samstag I 2. September 2017

2

KURIER.at/Pammesberger

eMail an: helmut.brandstaetter@kurier.at
auf Twitter folgen:@HBrandstaetter
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Rotes Jein zu VP-Plan.
WolfgangSobotka
„enttäuscht“über
Ex-Koalitionpartner.
Meinungsforscher
siehtVP-Punktesieg.

AmFreitag endete derNatio-
nale Sicherheitsrat ohne Er-
gebnis. ÖVP-Innenminister
WolfgangSobotkazeigtesich
„enttäuscht“, sein „Sicher-
heitspaket“ werde „in dieser
Periode nicht mehr“ kom-
men: „Der linke Flügel hat
sich leider durchgesetzt.“

DieÖVPhattedashöchste
Beratungsgremium in Ange-
legenheiten der Außen-, Si-
cherheits- und Verteidi-
gungspolitik einberufen, um
noch einmal Druck für das
„Sicherheitspaket“ zu ma-
chen. Sobtoka hatte im Vor-
feld klar gemacht: „Alle in-
nerhalb und außerhalb des
Parlaments, die gegen diese
gesetzlichen Anpassungen
sind, planen einen Anschlag
auf die Sicherheit der Öster-
reicher.“ Dafür hatte er mas-

Überwachung im Internet wird
Zankapfel imWahlkampf-Finale

sive Kritik einstecken müs-
sen, er stehe aber zu seiner
„pointierten Aussage“, ließ
Sobotka dennochwissen.

Worum geht es? Das Si-
cherheitspaket beinhaltet ei-
ne massive Ausweitung der
Überwachungsmöglichkei-
ten für die Behörden, vor al-
lem für Internet-basierte
Kommunikation. Die Kritik
daran ist zahlreich (siehe un-
ten), und sogar die FPÖ, sonst
in Sachen Polizeiüberwa-
chung nicht gerade zimper-
lich, ist gegen das Paket. FPÖ-
General Herbert Kickl
schimpfte, das Paket zeige je-
nes „autoritäre Denkmuster
innerhalb der Volkspartei auf,

das sich auch in deren staats-
politischen Vorstellungen wi-
derspiegelt“, und es erinnere
ihn andenDDR-Staatsschutz.

SPÖ:Ja,aber
Die Sozialdemokraten wa-
ren am Freitag bemüht, dem
PaketeineAbsagezuerteilen,
ohnesichdabeiangreifbarzu
machen, sie würden Terror-
abwehr auf die leichte Schul-
ter nehmen. Also erklärte
der als „Sicherheitsminister“
beworbene Verteidigungs-
minister Hans Peter Doskozil
(er ist laut Umfragen der ver-
trauenswürdigste SPÖ-Poli-
tiker): Die SPÖ stehe grund-
sätzlichdazu,dassesmehrSi-

cherheitgebenmüsseunddie
Polizei die richtigen Instru-
mente bekomme. Aber auch
ein ordentlicher Rechts-
schutz sei eben sehr wichtig.
Hier brauche es „durchaus
noch Diskussionen“. Dosko-
zil schlugdanneine „Arbeits-
gruppe mit technischen und
Verfassungs-Experten“ vor.

DieOpposition sprach er-
neut despektierlich von ei-
ner „Wahlkampf-Veranstal-
tung der ÖVP“. FPÖ-Manda-
tar Walter Rosenkranz er-
nüchternd: „Erkenntnisge-
winnwar es keiner.“

SicherheitThemaNr.1
Aber hat das monatelange
Gezerreumdas „Sicherheits-
paket“ letztlich Gewinner
und Verlierer – schließlich
wird in 43 Tagen gewählt.
OGM-Meinungsforscher
Wolfgang Bachmayer sieht
einenPunktesiegfürdieVolks-
partei: „Sicherheit ist bei der
Bevölkerung immer Thema
Nummer 1. Und mehr Über-
wachung wird als mehr Si-
cherheitverstanden.Dieüber-
wiegende Mehrheit sagt
auch: Ich hab ja bei der Über-
wachung nichts zu befürch-
ten,weilichauchnichtsausge-
fressenhabe.“DieÖVPvertre-
te nun den Standpunkt: Si-
cherheitohneWennundAber.
„Und die SPÖ sagt: Ja zur Si-
cherheit. Aber“.
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Vier Klagen und viel Kritik an
Sobotkas Überwachungsplan

würden Kriminelle Mobilte-
lefone wechseln, weswegen
der Nutzen des Trojaners oh-
nehin fraglichsei.

Ewald Scheucher,
Rechtsanwalt der Daten-
schützer von Epicenter
Works, riet dem Innenminis-
ter schließlich noch, sich da-
ran zu erinnern, dass er ein
bezahlter Angestellter der
Österreicher sei – und nicht
„ineinerGott-ähnlichenStel-
lung“.

– A. HOLLEIS, S. ZETTINIG
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Kindergarten für alle
– nicht für Politiker
Die Lage ist zu ernst für Polit-Spielereien. Aber noch
hat Österreich alle Voraussetzungen für Erfolg

Die Politik ist im Kindergarten gelandet. Der Se-
bastian hat gesagt, dass der Christian ein Spiel-
zeug versteckt hat, der geht jetzt zur Tante und
will, dass der Sebastian eine Strafe kriegt... Und

dannwollensieunserLandregieren...
Es war ein schwerer strategischer Fehler von ÖVP-

Chef Kurz, der SPÖ ohne Beweise eine 100.000-Euro-
Spende des Industriellen Haselsteiner zu unterstellen,
weil jetzt umsoheftigerüberGroßspenderderÖVPund
deren Interessen diskutiertwerdenwird. Unddie Klage
derSPÖ ist sinnlos–Politikgehörtnicht inGerichtssäle.
VorallemaberwerdendieWählerwiederumdaraufauf-
merksamgemacht,dassdieParteientrotzderjährlichen
GroßspendevonunsSteuerzahlernvonüber200Millio-
nenEuronoch immerGeldbedarf haben.Wofür eigent-
lich?AmGratis-Boulevard,woGeldgegen Jubel-Storys
gewechseltwird, tun siees jaauchmitSteuergeld.Nach
derWahl muss der Nationalrat ein ernsthaftes, wasser-
dichtes Gesetz für die Finanzierung der Parteien be-
schließen, inklusivedeutlicherStrafdrohungbeiVerstö-
ßen. Auch zumSchutz der Parteien,wenn sie ihr Image
nichtweiterbeschädigenwollen.

DasdemokratischeGefügewirdjaschondurchHolz-
hammer-Wahlkämpfe geprüft, wo der jeweilige politi-
sche Gegner angeblich in den totalen Abgrund führt,
währendmanselbst die Lösung für alle Problemehätte.
Glauben wir niemandem, der für die vielen Herausfor-
derungen–vondenweltweitenWanderbewegungenbis
hin zurDigitalisierung – ein Patentrezept hat, vielleicht
sogarnocheinnationales.

EinEndedesWohlstands füralle?
DerChefvolkswirt der deutschenDekaBank,UlrichKa-
ter, meinte in Alpbach: „Es gibt keine Blaupause für ein
Gesellschaftsmodell in der digitalisierten Welt“, um
dann eine düstere Prognose nachzuschieben: „Wohl-
stand für alle ist vorbei.“ Nun gab esWohlstand für alle
nie auf dieser Erde.Wir in Europa haben uns nach dem
ZweitenWeltkriegindersozialenMarktwirtschaftwoh-
ligeingerichtet.AberdieFinanzierungdesSozialstaates
überdenFaktorArbeitwirdanihreGrenzenstoßen,erst
rechtindergrenzenlosenGlobalisierung,wodieIndust-
rieproduktionbeiuns jedenfalls rückläufigwird.

DabeischauendienächstenJahrenichtschlechtaus,
wie die gestrige Prognose zum Wirtschaftswachstum
unddiepositiveTendenzamArbeitsmarkterkennenlas-
sen. Daran hat durchaus auch die Bundesregierung ei-
nen Anteil, die spät, aber doch, zwei Maßnahmen be-
schlossen hat – den Beschäftigungsbonus für Neuein-
stellungenunddieAktion20.000 fürMenschenüber50
Jahre.

Die Arbeitslosigkeit wird also sinken, gleichzeitig
werdenFachkräftegesucht.AberdieJob-Profilewerden
sich in dennächsten Jahren ständig verändern.Dawer-
densichdieSchulennochschnellerändernmüssen,die
Ausbildungmussflexibelseinundwirallemüssenwach
für Innovationensein.DaswärenThemenfürdenWahl-
kampf,nichtGerichtstermine.

Zivilgesellschaft. Den Vertre-
ter der Datenschutz-NGO
Epicenter Works ist der Kra-
gen längst geplatzt. Sie wol-
len gemeinsam mit der An-
wältin Elisabeth Rech Innen-
minister Wolfgang Sobotka
klagen.AnlasswarseineAus-
sage, Kritik am Sicherheits-
paket sei „ein Anschlag auf
die Sicherheit der Österrei-
cher“. Geklagt wird wegen
„üblerNachrede“.

Und dann legen die Da-
tenschützer erst so richtig
los: Christof Tschohl, Ob-
mann von Epicenter Works,
kritisiert das Vorhaben der
anlasslosen Überwachung
„aufVerdacht“. Er bemängel-
te dabei „massive Rechts-
schutzlücken“.AuchderGrü-
ne Klubchef Albert Steinhau-
ser warnt davor, dass eine
Speicherung von Bürgerda-
ten ohne konkretenVerdacht
verfassungswidrig sei.

Problematisch wird vor
allem der „Bundestrojaner“
gesehen, eine Software, die
ohne Wissen der Benutzer
auf Handy oder Computer
eingeschleust werden kann,
um die Daten auszuspähen.
Steinhauser kritisiert, dass
der Staat sich dafür Sicher-
heitslücken im IT-System zu-
nutzemachenwolle, obwohl
es eigentlich seine Aufgabe
wäre, diese zu schließen. Oft

Keine Einigung auf das Sicherheitspaket für mehr Überwachung: SPÖ-Verteidigungsminister Doskozil und ÖVP-Innenminister Sobotka


